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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Drittes Gesetz zur Änderung des Waffengesetzes und  
weiterer Vorschriften (Drittes Waffenrechtsänderungsgesetz -  
3. WaffRÄndG)

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 135. Sitzung am 13. Dezember 2019 

aufgrund der Beschlussempfehlung und des Berichtes des Ausschusses für 

Inneres und Heimat – Drucksache 19/15875 – den von der Bundesregierung 

eingebrachten

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Waffengesetzes und 

weiterer Vorschriften 

(Drittes Waffenrechtsänderungsgesetz – 3. WaffRÄndG)

– Drucksache 19/13839 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 03.01.20 

Erster Durchgang: Drs. 363/19



 
 

 

 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

‚b) Die Angaben zu den §§ 25 bis 27 werden durch die folgenden Angaben ersetzt: 

„§ 25 Verordnungsermächtigungen 

§ 25a Anordnungen zur Kennzeichnung 

§ 26 Nichtgewerbsmäßige Waffenherstellung 

§ 27 Schießstätten, Schießen durch Minderjährige auf Schießstätten 

§ 27a Sicherheitstechnische Prüfung von Schießstätten; 
Verordnungsermächtigung“.‘ 

bb) Nach Buchstabe i wird folgender Buchstabe j eingefügt: 

‚j) Die Angabe zu § 42 wie folgt gefasst: 

„§ 42 Verbot des Führens von Waffen bei öffentlichen Veranstaltungen; 
Verordnungsermächtigungen für Verbotszonen“.‘ 

cc) Die bisherigen Buchstaben j bis m werden die Buchstaben k bis n. 

b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

‚3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Die zuständige Behörde hat das Fortbestehen des Bedürfnisses bei 
Inhabern einer waffenrechtlichen Erlaubnis alle fünf Jahre erneut zu überprüfen.“ 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Zur Erforschung des Sachverhalts kann die zuständige Behörde in 
begründeten Einzelfällen das persönliche Erscheinen des Antragstellers oder des 
Erlaubnisinhabers verlangen.“ ‘ 

c) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3a eingefügt: 

‚3a. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie in den letzten fünf 
Jahren 

a) Bestrebungen einzeln verfolgt haben, die 

aa) gegen die verfassungsmäßige Ordnung gerichtet sind, 

bb) gegen den Gedanken der Völkerverständigung, insbesondere gegen 
das friedliche Zusammenleben der Völker, gerichtet sind oder 

cc) durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete 
Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik 
Deutschland gefährden, 

b) Mitglied in einer Vereinigung waren, die solche Bestrebungen verfolgt 
oder verfolgt hat, oder 

c) eine solche Vereinigung unterstützt haben,“.
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b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Die zuständige Behörde hat im Rahmen der Zuverlässigkeitsprüfung 
folgende Erkundigungen einzuholen: 

1. die unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregister; 

2. die Auskunft aus dem zentralen staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister 
hinsichtlich der in Absatz 2 Nummer 1 genannten Straftaten; 

3. die Stellungnahme der örtlichen Polizeidienststelle, ob Tatsachen bekannt 
sind, die Bedenken gegen die Zuverlässigkeit begründen; die örtliche 
Polizeidienststelle schließt in ihre Stellungnahme das Ergebnis der von ihr 
vorzunehmenden Prüfung nach Absatz 2 Nummer 4 ein; 

4. die Auskunft der für den Wohnsitz der betroffenen Person zuständigen 
Verfassungsschutzbehörde, ob Tatsachen bekannt sind, die Bedenken gegen 
die Zuverlässigkeit nach Absatz 2 Nummer 2 und 3 begründen; liegt der 
Wohnsitz der betroffenen Person außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes, ist das Bundesamt für Verfassungsschutz für die Erteilung der 
Auskunft zuständig. 

Die nach Satz 1 Nummer 2 erhobenen personenbezogenen Daten dürfen nur für 
den Zweck der waffenrechtlichen Zuverlässigkeitsprüfung verwendet werden. 
Erlangt die für die Auskunft nach Satz 1 Nummer 4 zuständige 
Verfassungsschutzbehörde im Nachhinein für die Beurteilung der Zuverlässigkeit 
nach Absatz 2 Nummer 2 und 3 bedeutsame Erkenntnisse, teilt sie dies der 
zuständigen Behörde unverzüglich mit (Nachbericht). Zu diesem Zweck 
speichert sie Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsname, Geburtsort, Wohnort 
und Staatsangehörigkeit der betroffenen Person sowie Aktenfundstelle in den 
gemeinsamen Dateien nach § 6 des Bundesverfassungsschutzgesetzes. Lehnt die 
zuständige Behörde einen Antrag ab oder nimmt sie eine erteilte Erlaubnis 
zurück oder widerruft diese, so hat sie die zum Nachbericht verpflichtete 
Verfassungsschutzbehörde hiervon unverzüglich in Kenntnis zu setzen. Die zum 
Nachbericht verpflichtete Verfassungsschutzbehörde hat in den Fällen des Satzes 
5 die nach Satz 4 gespeicherten Daten unverzüglich zu löschen.“ ‘ 

d) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

‚6. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 und 3 wird aufgehoben. 

b) Nach Absatz 2 werden die folgenden Absätze 3 und 4 eingefügt: 

„(3) Für das Bedürfnis zum Erwerb von Schusswaffen und der dafür 
bestimmten Munition ist durch eine Bescheinigung des Schießsportverbandes 
oder eines ihm angegliederten Teilverbandes glaubhaft zu machen, dass 

1. das Mitglied seit mindestens zwölf Monaten den Schießsport in einem 
Verein mit erlaubnispflichtigen Schusswaffen betreibt, 

2. das Mitglied den Schießsport in einem Verein innerhalb der vergangenen 
zwölf Monate mindestens 

a) einmal in jedem ganzen Monat dieses Zeitraums ausgeübt hat, oder  

b) 18-mal insgesamt innerhalb dieses Zeitraums ausgeübt hat,

und 
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3. die zu erwerbende Waffe für eine Sportdisziplin nach der Sportordnung des 
Schießsportverbandes zugelassen und erforderlich ist. 

Innerhalb von sechs Monaten dürfen in der Regel nicht mehr als zwei 
Schusswaffen erworben werden. 

(4) Für das Bedürfnis zum Besitz von Schusswaffen und der dafür 
bestimmten Munition ist durch eine Bescheinigung des Schießsportverbandes 
oder eines ihm angegliederten Teilverbandes glaubhaft zu machen, dass das 
Mitglied in den letzten 24 Monaten vor Prüfung des Bedürfnisses den 
Schießsport in einem Verein mit einer eigenen erlaubnispflichtigen Waffe 

1. mindestens einmal alle drei Monate in diesem Zeitraum betrieben hat oder  

2. mindestens sechsmal innerhalb eines abgeschlossenen Zeitraums von jeweils 
zwölf Monaten betrieben hat. 

Besitzt das Mitglied sowohl Lang- als auch Kurzwaffen, so ist der Nachweis nach 
Satz 1 für Waffen beider Kategorien zu erbringen. Sind seit der ersten Eintragung 
einer Schusswaffe in die Waffenbesitzkarte oder der erstmaligen Ausstellung 
einer Munitionserwerbserlaubnis zehn Jahre vergangen, genügt für das 
Fortbestehen des Bedürfnisses des Sportschützen die Mitgliedschaft in einem 
Schießsportverein nach Absatz 2; die Mitgliedschaft ist im Rahmen der 
Folgeprüfungen nach § 4 Absatz 4 Satz 2 durch eine Bescheinigung des 
Schießsportvereins nachzuweisen.“ 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5. 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 6 und in Satz 1 werden nach den Wörtern 
„Erwerb von“ die Wörter „insgesamt bis zu zehn“ eingefügt und werden die 
Wörter „von Repetier-Langwaffen mit gezogenen Läufen sowie von einläufigen 
Einzellader-Kurzwaffen für Patronenmunition und von mehrschüssigen“ durch 
die Wörter „Repetier-Langwaffen mit gezogenen Läufen sowie einläufigen 
Einzellader-Kurzwaffen für Patronenmunition und mehrschüssigen“ ersetzt.‘ 

e) Nummer 14 wird wie folgt gefasst: 

‚14. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Wer 

1. eine ortsfeste Anlage oder 

2. eine ortsveränderliche Anlage, 

die ausschließlich oder neben anderen Zwecken dem Schießsport oder sonstigen 
Schießsportübungen mit Schusswaffen, der Erprobung von Schusswaffen oder 
dem Schießen mit Schusswaffen zur Belustigung dient (Schießstätte), betreiben 
oder in ihrer Beschaffenheit oder in der Art ihrer Benutzung wesentlich ändern 
will, bedarf der Erlaubnis der zuständigen Behörde.“ 

b) In Absatz 7 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe e wird das Komma am Ende durch einen 
Punkt ersetzt und wird Nummer 3 aufgehoben.‘ 
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f) Nach Nummer 14 wird folgende Nummer 14a eingefügt: 

‚14a. Nach § 27 wird folgender § 27a eingefügt:

„§ 27a 

Sicherheitstechnische Prüfung von Schießstätten; Verordnungsermächtigung 

(1) Schießstätten sind vor ihrer ersten Inbetriebnahme und bei wesentlichen 
Änderungen in der Beschaffenheit hinsichtlich der sicherheitstechnischen 
Anforderungen durch die zuständige Behörde unter Hinzuziehung eines anerkannten 
Schießstandsachverständigen zu überprüfen. Schießstätten, auf denen mit 
erlaubnispflichtigen Schusswaffen geschossen wird, sind zusätzlich alle vier Jahre 
nach Satz 1 durch die zuständige Behörde zu überprüfen. Ist das Schießen auf einer 
Schießstätte nur mit erlaubnisfreien Schusswaffen zulässig, so beträgt der Abstand 
zwischen den Überprüfungen nach Satz 2 höchstens sechs Jahre. Falls Zweifel an 
dem ordnungsgemäßen Zustand oder den erforderlichen schießtechnischen 
Einrichtungen bestehen, kann die zuständige Behörde die Schießstätte in 
sicherheitstechnischer Hinsicht unter Hinzuziehung eines anerkannten 
Schießstandsachverständigen überprüfen oder von dem Erlaubnisinhaber die Vorlage 
eines Gutachtens eines anerkannten Schießstandsachverständigen verlangen. Die 
Kosten für die Hinzuziehung eines anerkannten Schießstandsachverständigen bei den 
Überprüfungen nach den Sätzen 1 bis 4 hat der Betreiber der Schießstätte zu tragen. 

(2) Werden bei der Überprüfung Mängel festgestellt, die eine Gefährdung der 
Benutzer der Schießstätte oder Dritter befürchten lassen, kann die zuständige 
Behörde die weitere Benutzung der Schießstätte bis zur Beseitigung der Mängel 
untersagen. Der weitere Betrieb oder die Benutzung der Schießstätte ist im Fall der 
Untersagung nach Satz 1 verboten. 

(3) Die sicherheitstechnischen Anforderungen, die an Schießstätten zu stellen 
sind, ergeben sich aus den „Richtlinien für die Errichtung, die Abnahme und das 
Betreiben von Schießständen“ (Schießstandrichtlinien). Das Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat erstellt die Schießstandrichtlinien nach Anhörung von 
Vertretern der Wissenschaft, der Betroffenen und der für das Waffenrecht zuständigen 
obersten Landesbehörden als dem Stand der Sicherheitstechnik entsprechende 
Regeln. Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat macht die 
Schießstandrichtlinien im Bundesanzeiger bekannt; anzugeben ist, ab wann die 
Schießstandrichtlinien zu nutzen sind. Die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend für 
Änderungen der Schießstandrichtlinien. Die Schießstandrichtlinien sind in der 
jeweils aktuell geltenden Fassung anzuwenden. 

(4) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 
Qualifikationsanforderungen für die Anerkennung als Schießstandsachverständiger 
nach Absatz 1 sowie das Verfahren der Anerkennung zu regeln. Wird eine 
Rechtsverordnung nach Satz 1 erlassen, ist in ihr insbesondere vorzusehen, dass eine 
Anerkennung als Schießstandsachverständiger nur erfolgen darf, wenn der 
Betreffende durch eine Prüfung hinreichende Kenntnisse der in Absatz 3 genannten 
Schießstandrichtlinien nachgewiesen hat.“ ‘ 

g) In Nummer 20 wird nach § 37e Absatz 2 folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Von der Anzeige einer Überlassung oder eines Erwerbs nach § 37 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 und 3 kann abgesehen werden, wenn 
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1. sowohl der Überlassende als auch der Erwerbende Inhaber der Erlaubnis nach § 21 
Absatz 1 Satz 1 ist, und 

2. die Rücküberlassung und der Rückerwerb zwischen diesen beiden innerhalb von 
14 Tagen nach dem Erwerb erfolgt. 

Erfolgt die Rücküberlassung im Fall des Satzes 1 nicht innerhalb von 14 Tagen nach dem 
Erwerb, hat 

1.  der Erwerbende 

a) die Anzeige des Erwerbs gemäß § 37 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 

b) die Anzeige der Rücküberlassung gemäß § 37 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 

sowie 

2. der Überlassende 

a) die Anzeige der Überlassung gemäß § 37 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und 

b) die Anzeige des Rückerwerbs gemäß § 37 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 

jeweils unverzüglich nachzuholen. Im Fall des Satzes 1 sind Erwerb und Überlassung 
durch die Inhaber der Erlaubnis nach § 21 Absatz 1 Satz 1 in der Ersatzdokumentation 
festzuhalten. Über die Nutzung der Ersatzdokumentation muss zwischen überlassendem 
und erwerbendem Inhaber der Erlaubnis nach § 21 Absatz 1 Satz 1 im Vorwege Einigung 
erzielt werden.“

h) In Nummer 22 werden nach den Wörtern „§ 37e Absatz 2 Satz 3“ die Wörter „und 
Absatz 2a Satz 3“ eingefügt. 

i) Der Nummer 26 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 4 gilt entsprechend für Inhaber einer gültigen Erlaubnis nach § 21 Absatz 1 und 2.“ 

j) Nach Nummer 26 wird folgende Nummer 26a eingefügt: 

‚26a. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 42 

Verbot des Führens von Waffen bei öffentlichen Veranstaltungen; 
Verordnungsermächtigungen für Verbotszonen“. 

b) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
vorzusehen, dass das Führen von Waffen im Sinne des § 1 Absatz 2 oder von 
Messern mit feststehender oder feststellbarer Klinge mit einer Klingenlänge über 
vier Zentimeter an folgenden Orten verboten oder beschränkt werden kann, wenn 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass das Verbot oder die Beschränkung 
zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit erforderlich ist: 

1. auf bestimmten öffentlichen Straßen, Wegen oder Plätzen, auf denen 
Menschenansammlungen auftreten können, 

2. in oder auf bestimmten Gebäuden oder Flächen mit öffentlichem Verkehr, in 
oder auf denen Menschenansammlungen auftreten können, und die einem 
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Hausrecht unterliegen, insbesondere in Einrichtungen des öffentlichen 
Personenverkehrs, in Einkaufszentren sowie in Veranstaltungsorten, 

3. in bestimmten Jugend- und Bildungseinrichtungen sowie 

4. auf bestimmten öffentlichen Straßen, Wegen oder Plätzen, die an die in den 
Nummern 2 und 3 genannten Orte oder Einrichtungen angrenzen. 

In der Rechtsverordnung nach Satz 1 ist eine Ausnahme vom Verbot oder von der 
Beschränkung für Fälle vorzusehen, in denen für das Führen der Waffe oder des 
Messers ein berechtigtes Interesse vorliegt. Ein berechtigtes Interesse liegt 
insbesondere vor bei

1. Inhabern waffenrechtlicher Erlaubnisse, 

2. Anwohnern, Anliegern und dem Anlieferverkehr, 

3. Gewerbetreibenden und bei ihren Beschäftigten oder bei von den 
Gewerbetreibenden Beauftragten, die Messer im Zusammenhang mit ihrer 
Berufsausübung führen, 

4. Personen, die Messer im Zusammenhang mit der Brauchtumspflege oder der 
Ausübung des Sports führen, 

5. Personen, die eine Waffe oder ein Messer nicht zugriffsbereit von einem Ort 
zum anderen befördern, und 

6. Personen, die eine Waffe oder ein Messer mit Zustimmung eines anderen in 
dessen Hausrechtsbereich nach Satz 1 Nummer 2 führen, wenn das Führen 
dem Zweck des Aufenthalts in dem Hausrechtsbereich dient oder im 
Zusammenhang damit steht. 

Die Landesregierungen können ihre Befugnis nach Satz 1 in Verbindung mit 
Satz 2 durch Rechtsverordnung auf die zuständige oberste Landesbehörde 
übertragen; diese kann die Befugnis durch Rechtsverordnung weiter 
übertragen.“ ‘ 

k) Nummer 32 Buchstabe i wird wie folgt gefasst: 

‚i) Nummer 23 wird wie folgt gefasst: 

„23. einer Rechtsverordnung nach § 15a Absatz 4, § 27 Absatz 7 Satz 2, § 36 
Absatz 5, den §§ 39a, 39c Absatz 1 oder 2 Satz 1, § 42 Absatz 5 Satz 1 oder 
Absatz 6 Satz 1 oder § 47 oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer 
solchen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist.“ ‘ 

l) Nummer 34 wird wie folgt gefasst: 

‚34. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 58 

Altbesitz; Übergangsvorschriften“. 

b) Die folgenden Absätze 13 bis 23 werden angefügt: 

(13) „ Hat jemand am … [einsetzen: Datum des Tages nach der Verkündung] 
ein erlaubnispflichtiges wesentliches Teil im Sinne von Anlage 1 Abschnitt 1 
Unterabschnitt 1 Nummer 1.3.1.2 oder 1.3.1.6 besessen, das er vor diesem Tag 
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erworben hat, so hat er spätestens am … [einsetzen: Datum des ersten Tages des 
19. auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] eine Erlaubnis nach § 10 
Absatz 1 Satz 1 oder eine gleichgestellte andere Erlaubnis zum Besitz zu 
beantragen oder das wesentliche Teil einem Berechtigten, der zuständigen 
Behörde oder einer Polizeidienststelle zu überlassen. Für die Zeit bis zur 
Erteilung oder Versagung der Erlaubnis gilt der Besitz als erlaubt. § 46 Absatz 3 
Satz 2 und Absatz 5 findet entsprechend Anwendung. 

(14) Hat jemand am … [einsetzen: Datum des Tages nach der Verkündung] 
ein nach Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 1.1, 1.2.1.1, 1.2.1.2, 1.2.2, 1.2.3, oder 
1.2.5 verbotenes wesentliches Teil im Sinne von Anlage 1 Abschnitt 1 
Unterabschnitt 1 Nummer 1.3.1.2 oder 1.3.1.6 besessen, das er vor diesem Tag 
erworben hat, so wird das Verbot ihm gegenüber in Bezug auf dieses wesentliche 
Teil nicht wirksam, wenn er spätestens am … [einsetzen: Datum des ersten Tages 
des 19. auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] das wesentliche Teil 
einem Berechtigten, der zuständigen Behörde oder einer Polizeidienststelle 
überlässt oder einen Antrag nach § 40 Absatz 4 stellt. § 46 Absatz 3 Satz 2 und 
Absatz 5 findet entsprechend Anwendung. 

(15) Hat jemand am … [einsetzen: Datum des Tages nach der Verkündung] 
eine erlaubnispflichtige Salutwaffe im Sinne von Anlage 1 Abschnitt 1 
Unterabschnitt 1 Nummer 1.5 besessen, die er vor diesem Tag erworben hat, so 
hat er spätestens am … [einsetzen: Datum des ersten Tages des 19. auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats] eine Erlaubnis nach § 10 Absatz 1 Satz 1 
oder eine gleichgestellte andere Erlaubnis zum Besitz zu beantragen oder die 
Waffe einem Berechtigten, der zuständigen Behörde oder einer Polizeidienststelle 
zu überlassen. Für die Zeit bis zur Erteilung oder Versagung der Erlaubnis gilt der 
Besitz als erlaubt. § 46 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 5 findet entsprechend 
Anwendung. 

(16) Hat jemand am … [einsetzen: Datum des Tages nach der Verkündung] 
eine nach Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 1.2.8 verbotene Salutwaffe besessen, die 
er vor diesem Tag erworben hat, so wird das Verbot ihm gegenüber in Bezug auf 
diese Waffe nicht wirksam, wenn er bis zum … [einsetzen: Datum des ersten 
Tages des 19. auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] die Waffe einem 
Berechtigten, der zuständigen Behörde oder einer Polizeidienststelle überlässt 
oder einen Antrag nach § 40 Absatz 4 stellt. § 46 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 5 
findet entsprechend Anwendung.  

(17) Hat jemand am 13. Juni 2017 ein nach Anlage 2 Abschnitt 1 
Nummer 1.2.4.3 oder 1.2.4.4 verbotenes Magazin oder ein nach Nummer 1.2.4.5 
verbotenes Magazingehäuse besessen, das er vor diesem Tag erworben hat, so 
wird das Verbot ihm gegenüber in Bezug auf dieses Magazin oder 
Magazingehäuse nicht wirksam, wenn er den Besitz spätestens am … [einsetzen: 
Datum des ersten Tages des 19. auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] 
bei der zuständigen Behörde anzeigt oder das Magazin oder Magazingehäuse 
einem Berechtigten, der zuständigen Behörde oder einer Polizeidienststelle 
überlässt. Hat jemand am oder nach dem 13. Juni 2017, aber vor dem … 
[einsetzen: Datum des Tages nach der Verkündung] ein nach Anlage 2 Abschnitt 
1 Nummer 1.2.6 oder 1.2.7 verbotenes Magazin oder ein nach Nummer 1.2.4.5 
verbotenes Magazingehäuse besessen, das er am oder nach dem 13. Juni 2017 
erworben hat, so wird das Verbot ihm gegenüber in Bezug auf dieses Magazin 
oder Magazingehäuse nicht wirksam, wenn er bis zum … [einsetzen: Datum des 
ersten Tages des 19. auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] das Magazin 
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oder Magazingehäuse einem Berechtigten, der zuständigen Behörde oder einer 
Polizeidienststelle überlässt oder einen Antrag nach § 40 Absatz 4 stellt. § 46 
Absatz 3 Satz 2 und Absatz 5 findet in den Fällen der Sätze 1 und 2 entsprechend 
Anwendung.  

(18) Hat jemand am 13. Juni 2017 auf Grund einer Erlaubnis nach § 10 
Absatz 1 Satz 1 oder einer gleichgestellten anderen Erlaubnis zum Besitz eine 
nach Anlage 2 Abschnitt 1 Nummer 1.2.6 oder 1.2.7 verbotene Schusswaffe 
besessen, die er vor diesem Tag erworben hat, so wird das Verbot ihm gegenüber 
in Bezug auf diese Schusswaffe nicht wirksam. Hat jemand nach dem 13. Juni 
2017, aber vor dem … [einsetzen: Datum des ersten Tages des 19. auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats] eine nach Anlage 2 Abschnitt 1 
Nummer 1.2.6 oder 1.2.7 verbotene Schusswaffe besessen, die er am oder nach 
dem 13. Juni 2017 erworben hat, so wird das Verbot ihm gegenüber in Bezug auf 
diese Schusswaffe nicht wirksam, wenn er bis zum … [einsetzen: Datum des 
ersten Tages des 19. auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] die 
Schusswaffe einem Berechtigten, der zuständigen Behörde oder einer 
Polizeidienststelle überlässt oder einen Antrag nach § 40 Absatz 4 stellt. Im Fall 
des Satzes 2 findet § 46 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 5 entsprechend Anwendung. 

(19) Der Inhaber einer Erlaubnis nach § 21 Absatz 1 Satz 1 hat in seinem 
Besitz befindliche fertiggestellte Schusswaffen, deren Erwerb oder Besitz der 
Erlaubnis bedarf und die er vor dem … [einsetzen: Datum des ersten Tages des 
siebten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] erworben hat, bis zum … 
[einsetzen: Datum des ersten Tages des 13. auf die Verkündung folgenden 
Kalendermonats] elektronisch gemäß § 37 Absatz 2 anzuzeigen. Die wesentlichen 
Teile dieser Schusswaffen unterfallen dieser Anzeigepflicht nicht. 

(20) Hat jemand am … [einsetzen: Datum des Tages nach der Verkündung] 
ein nach Anlage 1 Abschnitt 1 Unterabschnitt 2 Nummer 1.2.3 den Schusswaffen 
gleichgestelltes Pfeilabschussgerät besessen, das er vor diesem Tag erworben hat, 
so hat er spätestens am … [einsetzen: Datum des ersten Tages des 19. auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats] eine Erlaubnis nach § 10 Absatz 1 Satz 1 
oder eine gleichgestellte andere Erlaubnis zum Besitz zu beantragen oder das 
Pfeilabschussgerät einem Berechtigten, der zuständigen Behörde oder einer 
Polizeidienststelle zu überlassen. Für die Zeit bis zur Erteilung oder Versagung 
der Erlaubnis gilt der Besitz als erlaubt. § 46 Absatz 3 Satz 2 und Absatz 5 findet 
entsprechende Anwendung. 

(21) Bis zum Ablauf des 31. Dezember 2025 kann das Bedürfnis nach § 14 
Absatz 4 Satz 1 auch durch eine Bescheinigung des dem Schießsportverband 
angehörenden Vereins glaubhaft gemacht werden. 

(22) Besitzt jemand am … [einsetzen: Datum des Tages nach der Verkündung] 
auf Grund einer Erlaubnis nach § 14 Absatz 6 mehr als zehn Waffen, gilt die 
Erlaubnis abweichend von § 14 Absatz 6 Satz 1 für die eingetragene Anzahl, 
solange der Besitz besteht. 

(23) Hat eine Landesregierung eine Rechtsverordnung nach § 27a Absatz 4 
nicht erlassen, so gilt für das betreffende Land § 12 Absatz 4 bis 6 der 
Allgemeinen Waffengesetz-Verordnung in der am … [einsetzen: Datum des Tages 
der Verkündung dieses Gesetzes] geltenden Fassung fort.“ ‘ 

m) In Nummer 36 wird jeweils in den Absätzen 1 und 3 die Angabe „2020“ durch die Angabe 
„2021“ ersetzt. 
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n) Nummer 38 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe a Doppelbuchstabe cc in den Nummern 1.2.4.3. und 1.2.4.4. und in 
Doppelbuchstabe dd in den Nummern 1.2.6 und 1.2.7 werden jeweils vor den Wörtern 
„bestimmungsgemäß verwendbaren Kalibers“ die Wörter „nach Herstellerangabe“ 
eingefügt. 

bb) In Buchstabe b Doppelbuchstabe aa werden die Wörter „(Anlage 1 Abschnitt 1 
Unterabschnitt 1 Nummer 1 bis 4)“ durch die Wörter „(Anlage 1 Abschnitt 1 
Unterabschnitt 1 Nummer 1 bis 4.3)“ ersetzt. 

cc) Buchstabe c Doppelbuchstabe bb wird wie folgt gefasst: 

‚bb) Unterabschnitt 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Schusswaffen (Anlage 1 Abschnitt 1 Unterabschnitt 1 Nummer 1.1, 
ausgenommen Blasrohre), die Spielzeuge im Sinne von Artikel 2 
Absatz 1 der Richtlinie 2009/48/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 18. Juni 2009 über die Sicherheit von Spielzeug 
(ABl. L 170 vom 30.6.2009, S. 1) sind, wenn sie 

a) die Anforderungen nach Artikel 10 in Verbindung mit Anhang II 
Abschnitt I Nummer 8 der Richtlinie 2009/48/EG in der jeweils 
geltenden Fassung erfüllen und 

b) die nach Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie 2009/48/EG 
erforderliche Kennzeichnung aufweisen.“ 

bbb) Nummer 4 wird aufgehoben. 

ccc) Nummer 5 wird Nummer 4.‘ 

2. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) § 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 7 wird die Angabe „37c Absatz 2“ durch die Angabe „37c Absatz 1“ 
ersetzt. 

bb) In Nummer 9 wird nach der Angabe „§ 37h“ die Angabe „Absatz 1 Nummer 2“ 
eingefügt. 

b) In § 8 Absatz 2 Nummer 1 und § 9 Absatz 1 wird jeweils die Angabe  „37c Absatz 2“ 
durch die Angabe „37c Absatz 1“ ersetzt. 

c) Dem § 9 werden die folgenden Absätze 3 und 4 angefügt: 

(3) „ Soweit die örtliche Waffenbehörde den Zugang eröffnet hat, erteilt sie Inhabern 
einer Erlaubnis nach § 21 Absatz 1 Satz 1 des Waffengesetzes, die für sie Daten nach 
Absatz 1 übermitteln, auf Antrag Auskunft zu den zu deren Erlaubnis gespeicherten 
Waffendaten. Der Antrag darf in jedem Kalenderhalbjahr einmal gestellt werden. Die 
Beauskunftung erfolgt, in dem die entsprechenden Ordnungsnummern nach § 7 dem 
Erlaubnisinhaber schriftlich oder elektronisch zur Verfügung gestellt werden. 

(4) Auskunftsrechte nach Artikel 15 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 
vom 22.11.2016, S. 72) bleiben unberührt.“ 
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d) In § 24 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „Absatz 1 Satz 2“ durch die Wörter „Absatz 1 
Satz 1“ ersetzt. 

3. Nach Artikel 4 werden die folgenden Artikel 4a bis 4c eingefügt: 

‚Artikel 4a 

Änderung des Sprengstoffgesetzes

§ 8a des Sprengstoffgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. September 2002 
(BGBl. I S. 3518), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2017 (BGBl. I S. 1586) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 2 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie in den letzten fünf Jahren 

a) Bestrebungen einzeln verfolgt haben, die 

aa) gegen die verfassungsmäßige Ordnung gerichtet sind, 

bb) gegen den Gedanken der Völkerverständigung, insbesondere gegen das 
friedliche Zusammenleben der Völker, gerichtet sind oder 

cc) durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete 
Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik 
Deutschland gefährden, 

b) Mitglied in einer Vereinigung waren, die solche Bestrebungen verfolgt oder 
verfolgt hat, oder 

c) eine solche Vereinigung unterstützt haben,“. 

2. Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Die zuständige Behörde hat im Rahmen der Zuverlässigkeitsprüfung folgende 
Erkundigungen einzuholen: 

1. die unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregister, die Auskunft aus dem 
Erziehungsregister und im gewerblichen Bereich auch die Auskunft aus dem 
Gewerbezentralregister;  

2. die Auskunft aus dem zentralen staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister 
hinsichtlich der in Absatz 2 Nummer 1 genannten Straftaten;  

3. die Stellungnahme der örtlichen Polizeidienststelle, ob Tatsachen bekannt sind, die 
Bedenken gegen die Zuverlässigkeit begründen; die örtliche Polizeidienststelle 
schließt in ihre Stellungnahme das Ergebnis der von ihr vorzunehmenden Prüfung 
nach Absatz 2 Nummer 4 ein;  

4. die Auskunft der für den Wohnsitz des Betroffenen zuständigen 
Verfassungsschutzbehörde, ob Tatsachen bekannt sind, die Bedenken gegen die 
Zuverlässigkeit nach Absatz 2 Nummer 2 und 3 begründen; liegt der Wohnsitz des 
Betroffenen außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes, ist das Bundesamt für 
Verfassungsschutz für die Erteilung der Auskunft zuständig; 

5. bei Personen aus einem Staat, der nicht Mitgliedstaat der Europäischen Union ist, in 
der Regel auch die Auskunft der Ausländerbehörde. 
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Ist die Person nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes oder hat sie 
ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes, hat die Behörde der Person außerdem aufzugeben, eine Bescheinigung der 
zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde des Heimat-, Herkunfts-, Wohnsitz- oder 
Aufenthaltsstaates über bestimmte Tatsachen, die für die Beurteilung der Zuverlässigkeit 
erheblich sind, in beglaubigter Übersetzung vorzulegen. Die nach Satz 1 Nummer 2 
erhobenen personenbezogenen Daten dürfen nur für den Zweck der sprengstoffrechtlichen 
Zuverlässigkeitsprüfung und der Prüfung der persönlichen Eignung verwendet werden. 
Erlangt die für die Auskunft nach Satz 1 Nummer 4 zuständige Verfassungsschutzbehörde 
im Nachhinein für die Beurteilung der Zuverlässigkeit bedeutsame Erkenntnisse, teilt sie 
dies der zuständigen Behörde unverzüglich mit (Nachbericht). Zu diesem Zweck speichert 
sie Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsname, Geburtsort, Wohnort und 
Staatsangehörigkeit des Betroffenen sowie die Aktenfundstelle in den gemeinsamen 
Dateien nach § 6 des Bundesverfassungsschutzgesetzes. Lehnt die zuständige Behörde 
einen Antrag ab oder nimmt sie eine erteilte Erlaubnis zurück oder widerruft diese, so hat 
sie die zum Nachbericht verpflichtete Behörde hiervon unverzüglich in Kenntnis zu 
setzen. Diese hat die nach den Sätzen 4 und 5 gespeicherten Daten unverzüglich zu 
löschen.“ 

Artikel 4b 

Änderung des Aufenthaltsgesetzes 

§ 99 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. 
Februar 2008 (BGBl. I S. 162), das zuletzt durch Artikel 49 des Gesetzes vom 20. November 
2019 (BGBl. I S. 1626) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Nummer 3a wird wie folgt geändert: 

a) In dem Satzteil vor Buchstabe a werden die Wörter „an Forscher nach § 20“ durch die 
Wörter „an Forscher nach § 18d“ ersetzt. 

b) In Buchstabe a wird die Angabe „§ 20 Abs. 1 Nr. 1“ durch die Wörter „§ 18d Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1“ ersetzt. 

c) In Buchstabe b wird die Angabe „§ 20 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 18d Absatz 3“ 
ersetzt. 

d) In Buchstabe e wird die Angabe „§ 20“ durch die Angabe „§ 18d“ ersetzt. 

2. In Nummer 3b werden die Wörter „keine Erlaubnis nach § 4 Abs. 3 Satz 1“ durch die 
Wörter „kein Aufenthaltstitel nach § 4a Absatz 1 Satz 1“ ersetzt. 

3. In Nummer 13a werden im Satzteil vor Buchstabe a die Wörter „sowie der Verordnung 
(EG) Nr. 380/2008 des Rates vom 18. April 2008 zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1030/2002 zur einheitlichen Gestaltung des Aufenthaltstitels für 
Drittstaatenangehörige (ABl. L 115 vom 29.4.2008, S. 1)“ durch die Wörter „in der jeweils 
geltenden Fassung“ ersetzt.
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Artikel 4c 

Änderung der Allgemeinen Waffengesetz-Verordnung 

Die Allgemeine Waffengesetz-Verordnung vom 27. Oktober 2003 (BGBl. I S. 2123), die 
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 9. Juli 2019 (BGBl. I S. 1079) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 12 wie folgt gefasst: 

„§ 12 (weggefallen)“. 

2. § 12 wird aufgehoben.‘ 

4. Artikel 5 wird wie folgt gefasst: 

„Artikel 5 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 4 am … [einsetzen: Datum des 
ersten Tages des siebten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] in Kraft. Gleichzeitig 
tritt das Nationale-Waffenregister-Gesetz vom 25. Juni 2012 (BGBl. I S. 1366), das zuletzt durch 
Artikel 86 des Gesetzes vom 20. November 2019 (BGBl. I S. 1626) geändert worden ist, außer 
Kraft. 

(2) Artikel 1 Nummer 1 Buchstabe j, Nummer 3a, 5, 26 und 26a sowie die Artikel 4a und 
4b Nummer 3 treten am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(3) Artikel 4 tritt am 1. Mai 2020 in Kraft. 

(4) Artikel 4b Nummer 1 und 2 tritt am … [einsetzen: Datum des Tages nach der 
Verkündung, wenn dieses Datum dem 1. März 2020 oder einem späteren Datum entspricht, 
ansonsten 1. März 2020] in Kraft.“ 
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